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Drudesache Nr. 1393 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 22. September 1950 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und 
des Deutschen Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in 
seiner 35. Sitzung am 22. September 1950 besdilossen hat, hin- 
sichtlich des vom Deutschen Bundestage in seiner 82. Sitzung ver- 
absdiiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Konsulargesetzes 

ZU verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes - aus folgenden Gründen - einberufen 
wird. 

Der Bundesrat hat in seiner 22. Sitzung vom 25. Mai 1950 dem 
Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Konsulargesetzes zuge- 
stimmt, aber aus wohlerwogenen Gründen mit der Maßgabe, daß 
§ 7 Absätze 1 und 2 durch folgenden Absatz ersetzt werden: 

„Zum Berufskonsul kann jeder deutsche Staatsangehörige er- 
nannt werden, der die für dieses Amt vorgeschriebene Prüfung 
bestanden hat oder sich sonst durch seine Lebens- und Berufs- 
erfahrung für das ihm zu übertragende Amt als besonders ge- 
eignet erwiesen hat.” 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Gesetzentwurf 
mit dem Bemerken zugesandt, daß sie sich ihre Stellungnahme 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrats Vorbehalte. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 82. Sitzung vom 8. Sep- 
tember 1950 den Entwurf unverändert nach der Vorlage der 
Bundesregierung, d. h. ohne Berücksichtigung des Änderungsvor- 
schlages des Bundesrates angenommen. Aus dem stenographischen 
Bericht über diese Sitzung ist ersichtlich, daß eine Stellungnahme 
der Bundesregierung zu dem Abänderungsvorschlag des Bundes- 
rates nicht erfolgt ist. 
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Da durch diesen Änderungsvorschlag der für Auswärtige An- 
gelegenheiten zuständigen Obersten Rundesbehörde sehr weit- 
gehende Vollmachten für den Maßstab, den sie bei der Auswahl 
von Berufskonsuln anlegen soll, zugestanden werden, hält der 
Bundesrat es für angemessen, daß sein Abänderungsvorschlag im 
Vermittlungsausschuß erörtert wird. 


Ehard 


Deutscher Bundesrat 
Sekretariat 


Bonn, den 22. September 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 8. September 1950 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Im Aufträge 
Dr. Wegmann 



